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1.  Einleitung

In vielen Ländern Europas sind die Wohnkosten in den letzten Jahren deutlich ge-
stiegen. Zwischen 2010 und 2024 erhöhten sich die Mieten innerhalb der EU im 
Durchschnitt um 25 %. Besonders stark betroffen sind Menschen in Großstädten 
(Eurostat 2025). Während die Angebotsmieten deutschlandweit zwischen 2010 und 
2022 um 55 % zunahmen, lag der Anstieg in Städten mit mehr als einer halben Mil-
lion Einwohner:innen bei rund 70 % (Kholodilin/Baake 2024). Ein zentraler Treiber 
dieser Entwicklung ist die Kombination aus wachsender städtischer Bevölkerung 
und damit steigender Wohnungsnachfrage (Eurostat 2024) bei zugleich knappem 
Wohnungsangebot (OECD 2021). Die daraus resultierenden Mietsteigerungen stel-
len insbesondere für einkommensschwächere Haushalte eine erhebliche finanziel-
le Belastung dar (Kholodilin/Baake 2024).

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche politischen Maßnahmen ge-
eignet sind, um den Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt zu begegnen. 
Entscheidungsträger:innen verfügen über verschiedene Instrumente, darunter 
steuer- und finanzpolitische Maßnahmen, öffentliche Investitionen sowie direk-
te staatliche Eingriffe in den Mietwohnungsmarkt durch Regulierungen (OECD 
2021). Besonders Letztere werden im deutschsprachigen Raum seit Längerem kon-
trovers diskutiert, was sich durch die in vielen bundesdeutschen Bundesländern 
eingeführten Mietpreisbremsen auf Neuvermietungen noch weiter verstärkt hat 
(Kholodilin et al. 2018; Breidenbach et al. 2022). Auch in Österreich gilt seit 2025 ei-
ne Form der Mietpreisbremse für regulierte Mietverhältnisse, die ab 2026 auf un-
regulierte Mieten ausgeweitet wird (Der Standard 2025). 

Wien stellt ein besonders prägnantes Beispiel für eine langfristig stark regulierte 
Wohnungsmarktpolitik dar, die auf eine bis in die 1920er-Jahre zurückreichende 
Tradition des sozialen Wohnbaus zurückgeht. Daher eignet sich die Stadt als Fall-
beispiel, um zu untersuchen, inwiefern eine umfassende staatliche Regulierung 
zur Entlastung angespannter Mietwohnungsmärkte beitragen kann. Aufbauend 
darauf geht die Studie der Frage nach, welche Rolle der soziale Wohnbau für die 
Wohnsituation in Wien spielt. Die Wohnsituation wird sowohl anhand objektiver 
Indikatoren – Wohnkosten und Wohnkostenbelastung von Miethaushalten – als 
auch anhand der subjektiven Wohnzufriedenheit analysiert, die als individueller 
Bewertungsmaßstab der Wohnsituation dient.

Als Datengrundlage für Wien verwenden wir die Europäische Gemeinschaftssta-
tistik über Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC), die jährlich harmo-
nisierte Daten zu Wohnkosten, Einkommen und Wohnzufriedenheit bereitstellt. 
Zur Analyse der Rolle staatlicher Regulierung verfolgen wir zwei komplemen-
täre Ansätze: Erstens untersuchen wir die Wohnsituation innerhalb Wiens dif-
ferenziert nach Mietsegmenten und vergleichen den stark regulierten sozialen 



73

Baumgartinger/Jäger (2026): Sozialer Wohnbau und Wohnkostenentwicklung� WuG 51 (4): 71–108 

Wohnbau – Gemeindebau und gemeinnützige Bauvereinigungen (GBV) – mit dem 
privaten Mietmarkt. Zweitens stellen wir die Ergebnisse für Wien jenen von Ber-
lin und Hamburg gegenüber, deren Mietmärkte deutlich schwächer reguliert sind. 
Für diesen internationalen Vergleich ergänzen wir die EU-SILC-Daten um Infor-
mationen aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) für Berlin und Hamburg. 

Die Analyse der Wiener Wohnsituation zeigt deutliche und konsistente Vorteile 
des sozialen Wohnbaus gegenüber dem privaten Mietmarkt. Während die Wohn-
kosten im privaten Segment über den gesamten Beobachtungszeitraum am höchs-
ten liegen und am stärksten steigen, weisen GBV-Wohnungen und insbesondere 
Gemeindebauten deutlich niedrigere und stabilere Wohnkosten auf. Da die Ein-
kommen im Gemeindebau zugleich am niedrigsten sind, ergeben sich segment-
typische Unterschiede in der Wohnkostenbelastung: Das GBV-Segment schneidet 
aufgrund moderater Wohnkosten und vergleichsweise hoher Einkommen am bes-
ten ab, während der private Markt durchgehend die höchste Belastung aufweist. 
Der Gemeindebau lag lange auf einem ähnlichen Niveau wie der GBV, verzeichnet 
jedoch im jüngsten Zeitraum eine spürbare Zunahme der Wohnkostenbelastung, 
die primär auf reale Einkommensrückgänge der letzten Jahre zurückzuführen ist. 
Auch der subjektive Indikator der Wohnzufriedenheit stützt die zentralen Ergeb-
nisse: Sie wird im GBV-Segment durchgehend am höchsten bewertet und liegt deut-
lich über jener im privaten Mietmarkt. 

Im internationalen Vergleich zeigt sich zudem, dass Wien – trotz höherer Bevöl-
kerungsdichte und stärkerem Bevölkerungswachstum – erheblich niedrigere 
Wohnkostenbelastungen und eine deutlich höhere Wohnzufriedenheit aufweist 
als Hamburg und Berlin. Diese Unterschiede korrespondieren mit dem außerge-
wöhnlich hohen Sozialwohnungsanteil in Wien, der im Gegensatz zu den stark 
reduzierten kommunalen bzw. geförderten Beständen in deutschen Großstäd-
ten steht. Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der große Sozialwoh-
nungsbestand ein zentraler struktureller Faktor ist, der sowohl die finanzielle 
Entlastung der Haushalte als auch die höhere Wohnzufriedenheit in Wien erklä-
ren könnte.

Die vorliegende Studie knüpft an die bestehende Wohnforschung zu Wien im eu-
ropäischen Städtevergleich an (Marquardt/Glaser 2023; Kadi/Lilius 2022; Baron et 
al. 2021) und erweitert diese in mehrfacher Hinsicht: Erstens analysieren wir für 
Wien auf Basis gepoolter Längsschnittdaten aktuelle Entwicklungen der Wohn-
kosten und der Wohnkostenbelastung und können dadurch Trends über mehr 
als ein Jahrzehnt hinweg abbilden. Zweitens differenzieren wir systematisch zwi-
schen den zentralen Mietmarktsegmenten – Gemeindebau, GBV und privater Miet-
markt – und ermöglichen damit eine vertiefte Betrachtung der unterschiedlichen 
strukturellen Bedingungen, Einkommensprofile und Belastungsniveaus. Drittens 
ergänzen wir diese objektiven Indikatoren um eine Analyse der Entwicklung der 
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subjektiven Wohnzufriedenheit, um zu prüfen, inwiefern objektive und subjekti-
ve Wohnsituation miteinander übereinstimmen. 

Unsere Ergebnisse legen mehrere zentrale wohnungspolitische Implikationen na-
he: Für Wien unterstreichen sie den Bedarf an einer strengeren Regulierung des 
privaten Mietmarkts, insbesondere im Hinblick auf Lagezuschläge, Befristungen 
und wirksame Sanktionen bei Mietwucher. Für Berlin und Hamburg erscheinen 
der Ausbau und die dauerhafte Absicherung des sozialen Wohnbaus als zentra-
les Instrument zur Dämpfung von Wohnkosten und Wohnkostenbelastungen. Da-
rüber hinaus spricht vieles dafür, in diesen Städten – und perspektivisch auch in 
anderen europäischen Metropolen – stärker auf dauerhafte Sozialbindungen und 
den Aufbau eines gemeinnützigen Wohnungssektors nach österreichischem Vor-
bild zu setzen, um dem Wohnkostenanstieg nachhaltig zu begegnen.

Die Studie ist in mehrere Kapitel gegliedert. Kapitel 2 bietet zunächst eine detail-
lierte Darstellung der Mietmarktsegmente in Wien und ihrer institutionellen Be-
sonderheiten. Kapitel 3 erläutert die methodische Vorgehensweise sowie die ver-
wendeten Datensätze. In Kapitel 4 präsentieren wir die empirischen Ergebnisse 
zu Wohnkosten, Einkommen, Wohnkostenbelastung und Wohnzufriedenheit – zu-
nächst differenziert nach Mietsegmenten innerhalb Wiens, anschließend im inter-
nationalen Vergleich mit Berlin und Hamburg. Kapitel 5 diskutiert die politischen 
Implikationen der Befunde und leitet darauf aufbauend Handlungsempfehlungen 
ab. Kapitel 6 schließt mit einem Fazit und einem kritischen Ausblick auf die zu-
künftige Entwicklung des sozialen Wohnbaus in Wien. 

2.  Struktur des Wiener Mietwohnungsmarkts

Die Wiener Wohnungsmarktpolitik zeichnet sich durch eine Mischung aus sozia-
lem Wohnbau, der Wohnbauförderung und einem umfassenden Mietrecht aus (Lit-
schauer/Friesenecker 2021; Reinprecht 2017). Zentral ist dabei der Gedanke, dass 
sozialer Wohnraum nicht ausschließlich für die niedrigsten Einkommensschich-
ten, sondern für breitere gesellschaftliche Schichten bereitgestellt werden soll (Lit-
schauer/Friesenecker 2021). 

Tabelle 1 zeigt, dass sich der Wiener Mietwohnungsmarkt in insgesamt vier Miet-
segmente gliedert, die den übergeordneten Teilmärkten des sozialen beziehungs-
weise des privaten Mietwohnungsmarkts zugeordnet werden können. Der soziale 
Wohnbau umfasst 55 % aller Hauptwohnsitze in Wien. Innerhalb dieses Bereichs 
verteilen sich die Wohnungen nahezu gleichmäßig auf zwei Segmente: Gemeinde-
wohnungen mit einem Anteil von 50,9 % sowie Wohnungen von gemeinnützigen 
Bauvereinigungen mit 49,1 %.
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Der private Mietwohnungsmarkt macht die verbleibenden 45 % des Mietwohnbe-
stands aus. Er unterteilt sich in den Altbausektor, der dem Vollanwendungsbereich 
des Mietrechtsgesetzes (MRG) unterliegt und 54,3 % des privaten Mietmarkts um-
fasst, sowie in den unregulierten Mietmarkt mit einem Anteil von 45,7 %. Damit 
stellen unregulierte Mietverhältnisse das kleinste Segment des gesamten Wiener 
Mietmarkts dar. Das private Mietsegment umfasst sämtliche Wohnungen, die sich 
im Eigentum privater Personen oder anderer Rechtsträger – etwa Banken oder 
Versicherungen – befinden und zu Mietzwecken vergeben werden (Statistik Aus-
tria 2025b).

Tabelle 1: Anteile der Hauptwohnsitze am Mietmarkt (2024) 

Mietwohnungsmarkt Segmente des Mietwohnungsmarkts

Sozial (55 %)

Gemeindebauwohnungen (50,9 %)

GBV-Wohnungen (49,1 %)

Privat (45 %)

Vollanwendungsbereich Mietrechtsgesetz (MRG) (54,3 %) 
v. a.

•	 Richtwertmieten
•	 Kategoriemieten

Unregulierter Mietmarkt (45,7 %)

Anmerkung: Das Verhältnis zwischen den privaten Mietsegmenten (MRG und unregulierter Mietmarkt) 
wurde auf Basis der Zahlen für das Jahr 2018 von Thomas et al. (2020) berechnet. Die Anteilswerte der 
Hauptwohnsitzwohnungen am gesamten Mietwohnungsmarkt unterscheiden sich daher leicht von den 
älteren Daten. Die Kategorie „Sonstige“ (0,3 %) wird nicht berücksichtigt.  
Lesebeispiel: 55 % der Haushalte auf dem Mietwohnungsmarkt wohnen im Sozialbau (Hauptwohnsitze). 

Quelle: Statistik Austria (2025b); Thomas et al. (2020); eigene Darstellung. 

2.1  Sozialer Wohnbau

Der soziale Wohnbau in Wien gliedert sich im Wesentlichen in zwei Segmente: 
Gemeindebauten und Wohnungen gemeinnütziger Bauvereinigungen (GBV). Bei-
de Mietsegmente stellen dauerhaft sozial gebundenen Wohnraum dar. Der soziale 
Wohnbau lässt sich damit von Eigentumswohnungen abgrenzen, die mithilfe von 
Wohnbaufördermitteln errichtet wurden, sowie von privaten Wohngebäuden, die 
durch solche Mittel saniert wurden. Geförderte Wohnungen in privatem oder ge-
werblichem Eigentum, deren soziale Bindung zeitlich befristet ist, werden daher 
nicht der Kategorie des sozialen Wohnbaus zugeordnet (Schönhofer 2019).
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2.1.1  Gemeindebau

Seit der Einführung des kommunalen Wohnbaus im Jahr 1919 ist der Bestand an 
Gemeindewohnungen kontinuierlich gewachsen. Heute befindet sich rund ein 
Viertel des Wiener Wohnungsbestands im Eigentum der Stadt, womit Wien zu den 
größten Wohnungsvermietern Europas zählt (Premrov/Schnetzer 2023). Nach An-
gaben der Stadt Wien umfasst der kommunale Wohnungsbestand stadtweit etwa 
1.800 Gemeindebauten mit insgesamt rund 220.000 Wohnungen (Stadt Wien 2025). 
Sämtliche Gemeindebauwohnungen stehen im Eigentum der Stadt Wien; die Ver-
waltung des Bestands obliegt der magistratszugehörigen Organisation „Wiener 
Wohnen“. 

Der Zugang zu Gemeindebauwohnungen ist an bestimmte Vergabekriterien ge-
bunden. Dazu zählen Einkommensobergrenzen – für Ein-Personen-Haushalte liegt 
diese bei 59.320 Euro netto pro Jahr (Wohnberatung Wien 2025a) –, ein seit min-
destens zwei Jahren bestehender Hauptwohnsitz in der Stadt Wien sowie das Vor-
liegen eines begründeten Wohnungsbedarfs, etwa aufgrund von Überbelag, des 
Auszugs aus dem Elternhaushalt oder gesundheitlicher Gründe (Wohnberatung 
Wien 2025b). Die Vergabe der Gemeindebauwohnungen erfolgt zentral über ein 
Ticketsystem mit Wartezeiten (Wiener Wohn-Ticket). 

2.1.2  Gemeinnützige Bauvereinigungen (GBV)

Gemeinnützige Bauvereinigungen (z. B. Aktiengesellschaften, Kapitalgesellschaf-
ten, Genossenschaften) werden mittels öffentlicher (nicht rückzahlbarer) Zu-
schüsse sowie Finanzierungsdarlehen unterstützt und müssen laut Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetz (WGG) im Gegenzug kostendeckende Mieten für die 
Nutzungsdauer des Gebäudes anbieten (Kadi 2015). Die Bauträger sind dazu ver-
pflichtet, ihre Gewinne in die Instandhaltung, Sanierung und in wohnungsbezoge-
ne Kosten zu reinvestieren (Amann et al. 2024). 

In der Regel gelten dieselben Einkommensgrenzen wie bei Gemeindebauten 
(Schönhofer 2019). Hohe Finanzierungsbeiträge in Form von Einmalzahlungen 
beim Wohnungsbezug stellen jedoch eine erhebliche Zugangshürde und potenziel-
le finanzielle Belastung für Haushalte mit niedrigeren Einkommen dar. Diese Ein-
malzahlungen können vor allem bei Neubauten bis zu 500 Euro pro Quadratmeter 
betragen (Kadi/Lilius 2022). Die Finanzierungsbeiträge werden in der Regel nicht 
verzinst, sondern jährlich mit einem Satz von 1 % abgeschrieben. Sie dienen dazu, 
den zinstragenden Anteil der Gesamtfinanzierung zu reduzieren, wodurch nied-
rigere monatliche Mieten ermöglicht werden (Kössl 2022). Zur Unterstützung ste-
hen seitens der Stadt Wien zinsgünstige Darlehen, sogenannte Eigenmittelersatz-
darlehen, zur Verfügung. 
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Etwa ein Drittel der GBV-Wohnungen wird – analog zu den Gemeindebauten – über 
die Stadt Wien vermittelt, wobei dieselben Eintrittskriterien gelten (z. B. Wohnsitz-
dauer). Der verbleibende Anteil wird direkt über die Bauträger vergeben, wobei 
die jeweiligen Vergaberegeln Wartezeiten von mehreren Monaten bis Jahren vor-
sehen (Banabak 2023a). Laut dem WGG sollen GBVs bei ihrer Vermittlung vor allem 
Faktoren wie Bedarf, Dringlichkeit, Haushaltsgröße und das Haushaltseinkommen 
berücksichtigen (Schönhofer 2019). Die Entwicklung des Bestands wird durch die 
Möglichkeit von Mietkauf-Optionen beeinflusst, die zu einem laufenden Schwund 
führen. Dieser kann jedoch durch Neubau ausgeglichen werden. Zwischen 1990 
und 2000 lag der GBV-Anteil am gesamten Wohnungsneubau bei rund 30 %. In den 
Jahren 2012 bis 2018 stieg dieser Anteil auf über 60 % an (Kadi/Lilius 2022). 

2.2  Privater Wohnbau

Die Einflussfaktoren auf die Mieten im privaten Segment lassen sich grob in 
marktdynamische und regulatorische Aspekte unterteilen. Regulierte private Mie-
ten stehen dabei in einer komplexen Wechselwirkung zwischen den Mechanismen 
des freien Marktes und den gesetzlichen Vorgaben des Mietrechtsgesetzes (MRG). 
Der private Wohnungsmarkt gliedert sich entsprechend in unregulierte Mietver-
hältnisse im Neubau sowie in regulierte Mieten im Altbaubestand.

2.2.1  Unregulierter Mietmarkt 

Der private Markt mit unregulierten Mieten macht mit etwa 20 % den kleinsten 
Anteil der vier Segmente am Mietmarkt aus (siehe Tabelle 1). Für unregulierte Mie-
ten gilt das MRG im Teilanwendungsbereich, womit eine freie Vereinbarung des 
Mietzinses vorgesehen ist. Die meisten Neuverträge (65  %) werden befristet ver-
geben (Tockner 2017). Bis 2025 konnten Vermieter:innen den Mietvertrag alle drei 
Jahre beenden und in der Folge Mietanpassungen vornehmen, die über die Wert-
sicherungsklauseln langfristig bestehender Verträge hinausgehen. Ab 2026 wird 
die Befristungsmöglichkeit auf mindestens fünf Jahre erhöht (Der Standard 2025).

2.2.2  Altbau

Das Mietrechtsgesetz regelt in Wien die privaten Mieten von Altbauten, also Ge-
bäuden, die vor 1945 eine Baugenehmigung erhielten, und bindet sie zum Großteil 
an Richtwert- oder Kategoriemieten. Bei beiden Mietformen erfolgt eine regelmä-
ßige Valorisierung anhand des Verbraucherpreisindex (Baumgartner 2013). Seit 
den 1980er-Jahren wurde das MRG im Zuge von mehreren Gesetzesreformen zu-
nehmend liberalisiert. Im Jahr 1994 wurde das Kategoriemietsystem, das die Mieten 
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nach Wohnungsausstattung staffelte, durch Richtwertmieten ersetzt. Letzteres Sys-
tem sieht vor, dass zusätzliche Lagezuschläge sowie Zuschläge auf wohnobjektspe-
zifische Qualitätsmerkmale (z.  B. Ausstattung der Wohnung, Erhaltungszustand 
des Wohngebäudes) verrechnet werden können. Der überwiegende Teil der Lage-
zuschläge (76 %) wird im Inneren des Gürtels verrechnet (OTTO Immobilien Gruppe 
2024). Lagezuschläge machen mittlerweile einen bedeutenden Teil der Altbaumie-
ten aus (Kadi 2015; Kadi/Verlič 2019b). Besonders deutlich tritt diese Entwicklung 
im ersten Bezirk hervor: Dort stiegen die Lagezuschläge von 4,17 Euro pro Quadrat-
meter im Jahr 1995 auf 16,02 Euro pro Quadratmeter im Jahr 2023 (Kadi et al. 2025), 
während die Richtwerte ohne Zuschläge im Jahr 2025 bei 6,67 Euro pro Quadratme-
ter liegen. Insgesamt unterliegt der regulierte Altbausektor damit keiner strikt kos-
tendeckenden Mietpreisbindung, sondern bildet in erheblichem Maße marktförmi-
ge Dynamiken ab (Kadi 2024; Banabak 2023a; Kadi et al. 2022; Kadi 2015). 

3.  Daten und Methode

Für die Analyse der Wohnsituation in Wien verwenden wir die Befragungsdaten 
von EU-SILC (Europäische Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebens-
bedingungen), die für Österreich von der Statistik Austria bereitgestellt werden. 
EU-SILC ist eine jährliche Befragung zu den Lebensbedingungen einschließlich der 
Wohn- und Einkommenssituation in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Insbesondere die Angaben zum Einkommen ermöglichen es uns, die Wohnkosten-
belastung zu berechnen. Für Österreich liegen die Daten zudem auf Bundesland-
ebene vor, sodass wir die Wohnsituation speziell für Wien ausweisen können. Da 
sich Anspannungen auf dem Wohnungsmarkt insbesondere im Mietsegment zei-
gen, beschränken wir unsere Analysen auf Miethaushalte.

Die Daten des EU-SILC sind grundsätzlich auf nationaler Ebene repräsentativ. Um 
eine möglichst hohe Repräsentativität auf Bundeslandebene sicherzustellen, gibt 
die Statistik Austria die Daten gebündelt über Drei-Jahres-Pools heraus (Statistik 
Austria 2025d). An dieser Vorgabe orientieren wir uns in unseren Analysen. Erhe-
bungswellen mit etwas größeren Fallzahlen gehen beim Pooling automatisch mit 
einem höheren Gewicht in die Auswertung ein. Dies trägt der methodischen Über-
legung Rechnung, dass größere Fallzahlen zu präziseren Schätzungen der Grund-
gesamtheit führen. Allerdings unterscheidet sich die Fallzahl von Personen bzw. 
Haushalten zwischen den Jahren nicht stark voneinander (siehe Tabelle A1 im An-
hang). Da es sich um Befragungsdaten handelt, weisen wir statistische Unsicher-
heitsbereiche in Form von 95-%-Konfidenzintervallen aus. 

Zusätzlich übernehmen wir das von der Statistik Austria festgelegte Kriterium, 
wonach nur Schätzwerte ausgewiesen werden, deren statistische Schwankungs-
breite weniger als ein Drittel des Schätzwerts beträgt; diese Voraussetzung ist für 



79

Baumgartinger/Jäger (2026): Sozialer Wohnbau und Wohnkostenentwicklung� WuG 51 (4): 71–108 

alle in der Analyse berichteten Werte erfüllt. Seit 2018 stehen zudem korrigier-
te Standardfehler zur Verfügung, die mittels Bootstrap-Verfahren (1.000 Replikate) 
berechnet wurden. Diese Standardfehler verwenden wir zur Berechnung der Kon-
fidenzintervalle für die beiden jüngsten gepoolten Jahreswerte. Zuletzt wenden 
wir die von EU-SILC bereitgestellte Haushalts- bzw. Personengewichtung für das 
jeweilige Befragungsjahr an. Die Gewichtung korrigiert für unterschiedliche Aus-
wahlwahrscheinlichkeiten sowie für Non-Response und wird zudem auf zentrale 
soziodemografische Merkmale der Bevölkerung kalibriert (z. B. Alter, Geschlecht, 
Haushaltsgröße oder Region). 

Tabelle 2 zeigt die Anzahl der Haushalte – jeweils als Drei-Jahres-Pools – für die 
gesamte EU-SILC-Stichprobe der Miethaushalte in Österreich, für die Miethaus-
halte in Wien insgesamt sowie getrennt nach den drei Mietsegmenten GBV, Ge-
meindebau und private Miete. Durch das Poolen mehrerer Jahre steht eine 
ausreichend hohe Fallzahl pro Segment zur Verfügung, wobei die privaten Miet-
haushalte im Datensatz tendenziell übererfasst sind, während das soziale Mietseg-
ment etwas untererfasst ist (siehe zum Vergleich Tabelle 1 in Abschnitt 2). Zudem 
enthält die EU‑SILC‑Teilstichprobe für Wien zwischen 40 % und 44 % aller Miet-
haushalte der Gesamtstichprobe, sodass Analysen auf Ebene des Bundelandes gut 
fundiert sind.

Tabelle 2: Anzahl der Miethaushalte in Österreich, Wien und nach Wiener Miet-
segmenten in EU-SILC

Jahrespools Österreich 
insgesamt

Wien ins-
gesamt

GBV Gemeindebau Private Miete

2010–2012 7.065 2.946 740 908 1.298

2013–2015 6.900 2.787 798 883 1.106

2016–2018 6.855 2.984 853 880 1.251

2019–2021 6.939 3.026 916 932 1.178

2022–2024 6.753 2.837 904 821 1.112

Anmerkung: Zahl der in EU-SILC befragten Miethaushalte (Hauptmiete) in Drei-Jahres-Pools für den 
Zeitraum 2010–2024. Ausgewiesen ist die gesamte Stichprobe für Österreich, für Wien sowie – für Wien 
getrennt – nach Mietsegmenten. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC.

Zur weiteren Überprüfung der Datenqualität zeigt Tabelle 3 soziodemografi-
sche Merkmale sowie die Wohnfläche der Haushalte im EU-SILC, jeweils im Ver-
gleich mit Daten aus der Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ). Betrachtet wer-
den die gepoolten Jahre 2021–2023 für Wien insgesamt sowie separat für die drei 
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Mietsegmente GBV, Gemeindebau und private Miete. Hervorgehoben sind jene EU-
SILC-Werte, die um 20 % oder mehr vom GWZ-Wert abweichen.

Insgesamt zeigt sich, dass die EU-SILC-Stichprobe für die große Mehrheit der Merk-
male als repräsentativ einzustufen ist. Auffällig ist jedoch ein deutlich höherer An-
teil an Haushalten mit Hochschulabschluss (31 % vs. 22 %). Dieser lässt sich maßgeb-
lich durch die höheren Anteile mit Hochschulabschluss im GBV-Segment und in 
der privaten Miete erklären. Darüber hinaus zeigt sich im Gemeindebau ein höhe-
rer Anteil von Haushalten im Alter von 50 bis unter 64 Jahren in den EU-SILC-Da-
ten (35 % vs. 29 %).

Da höhere Bildung stark mit höherem Einkommen korreliert, könnte die Überre-
präsentation von Hochschulabsolvent:innen im GBV und im privaten Mietsegment 
die durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommen und die Wohnkostenbelastung 
im Vergleich zum Gemeindebau leicht verzerren. Daher ist ein Vergleich zwischen 
GBV und privatem Mietsegment etwas verlässlicher als Vergleiche dieser beiden 
Segmente mit dem Gemeindebau.

Tabelle 3: Soziodemografische Merkmale und Wohnfläche Wiens nach 
Mietsegmenten

Gesamt GBV Gemeindebau Private Miete

Jeweilige Anteile in % GWZ EU-
SILC

GWZ EU-
SILC

GWZ EU-
SILC

GWZ EU-
SILC

Alter: 30–49 37 41 37 38 32 32 40 48

Alter: 50–64 27 29 29 32 29 35 23 24

Frauen 45 43 46 46 46 46 44 38

Verheiratet 37 37 40 41 37 36 35 35

In Österreich geboren 58 55 68 68 57 54 52 46

Mit Hochschulabschluss 22 31 21 30 10 10 33 48

Erwerbstätig 56 53 61 55 45 36 61 63

Wohnfläche: 45 bis unter 60 25 25 22 19 31 33 23 23

Wohnfläche: 60 bis unter 90 41 41 52 52 40 36 37 37

Wohnfläche: 90 bis unter 130 14 13 18 18 8 8 16 14

Anmerkung: Prozentuale Anteile der soziodemografischen Merkmale sowie der Wohnflächen für die ge-
poolten Jahre 2021 bis 2023 – jeweils Wien gesamt und nach Mietsegment (GBV, Gemeindebau und private 
Miete) und Datensatz (EU-SILC bzw. Gebäude- und Wohnungszählung). Grau hervorgehoben sind jene 
Werte, bei denen die Abweichung vom EU-SILC- zum GWZ-Wert 20 % oder mehr beträgt. Die Daten zu 
soziodemografischen Merkmalen richten sich nach der ältesten Person im Haushalt. 

Quelle: Statistik Austria, Gebäude- und Wohnungszählung und EU-SILC; eigene Berechnungen. Daten von 
EU-SILC sind gewichtet.
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Aufgrund zu geringer Fallzahlen können wir bei der Analyse das private Seg-
ment nicht weiter in Alt- und Neubauten unterteilen. Dies hat Konsequenzen für 
die Interpretation der Ergebnisse: Durch die notwendige Zusammenführung von 
Alt- und Neubauten kann das private Mietsegment in der Analyse nur als teilwei-
se marktwirtschaftlich organisiert erfasst werden, da der Altbau den Regulierun-
gen des Mietrechtsgesetzes unterliegt. Die Zusammenlegung der beiden privaten 
Teilsegmente dürfte daher eher dazu führen, dass die Unterschiede zwischen dem 
regulierten Segment des sozialen Wohnbaus und dem privatwirtschaftlich orga-
nisierten Mietmarktsegment unterschätzt werden. Dies liegt daran, dass Altbau-
wohnungen – insbesondere bei älteren Mietverträgen (Kadi/Verlič 2019a) und in 
abgelegeneren Gebieten (Kadi 2024) – tendenziell niedrigere Mietniveaus aufwei-
sen als Neubauten, auch wenn sich der Altbaubestand über hohe Lagezuschläge zu-
nehmend an das Niveau unregulierter Mieten angepasst hat (siehe Abschnitt 2.2.2). 

Als Variablen zur Beschreibung der Wohnsituation in den einzelnen Segmenten 
verwenden wir die Wohnkosten, das Haushaltsnettoeinkommen und die Wohnkos-
tenbelastung, die auf Haushaltsebene erhoben wurden, sowie die subjektive Wohn-
zufriedenheit, welche auf Personenebene erfasst wurde. Die Variablen werten wir 
entsprechend ihrer Erhebungsmethode auf Haushalts- bzw. Personenebene aus. 

Die Wohnkosten umfassen die Miete inklusive Betriebskosten innerhalb eines Jah-
res. Das jährliche Haushaltsnettoeinkommen umfasst Einkommen aus Erwerbstä-
tigkeit, Pensionen, Sozialleistungen sowie regelmäßige Zahlungen von Privatper-
sonen (z. B. Unterhalt) nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen. 
Beide Variablen wurden zur besseren Vergleichbarkeit in monatliche Werte um-
gerechnet, indem die jeweiligen Jahreswerte durch zwölf dividiert wurden. Die 
Wohnkostenbelastung wurde als Quotient aus den Wohnkosten und dem Haus-
haltsnettoeinkommen berechnet und in Prozent ausgedrückt.1 Zur Messung der 
subjektiven Wohnzufriedenheit verwenden wir die Frage „Wie zufrieden sind Sie 
mit Ihrer Wohnsituation?“ mit einer Antwortskala von 0 („Überhaupt nicht zufrie-
den“) bis 10 („Vollkommen zufrieden“).

Wir berücksichtigen ausschließlich Haushalte, die sowohl Wohnkosten als auch 
ein Einkommen größer als null angeben. Das bedeutet, dass Haushalte ohne Ein-
kommen und ohne Wohnkosten oder mit fehlenden Angaben zu diesen Variablen 
aus der Stichprobe ausgeschlossen wurden. Zusätzlich beschränken wir uns in 
der Stichprobe auf Haushalte mit einer Wohnkostenbelastung unter 100 %. Zudem 

1	 In der vorliegenden Arbeit verwenden wir damit das gängige Maß der Wohnkostenbelastung, wie 
es auch in der einschlägigen Literatur und in amtlichen Statistiken (z. B. EU-SILC) Anwendung 
findet. Eine Berücksichtigung des Vermögens erfolgt nicht, da sich die Analyse ausschließlich 
auf Miethaushalte konzentriert und Wohneigentum für weite Teile der Bevölkerung die zentrale 
Vermögenskomponente darstellt. Ebenso wird im Standardmaß der Wohnkostenbelastung in der 
Regel keine Anpassung nach Haushaltsgröße vorgenommen. 
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haben wir einige Ausreißer mit unrealistisch hohen Miet- und Einkommenswerten 
aus der Stichprobe entfernt. Nach Abschluss der Datenbereinigung stehen pro ge-
poolter Befragungswelle und Mietsegment Daten von mindestens 731 Haushalten 
bzw. 1.046 Personen zur Verfügung. Fehlende Werte zum verfügbaren Haushalts-
einkommen sowie zu den Wohnkosten wurden von der Statistik Austria imputiert 
(Statistik Austria 2025a). Entsprechend unterscheidet sich die Nettostichprobe in 
nur geringem Maße von der Bruttostichprobe. Der Umfang der Verluste pro Jah-
resgruppe variiert lediglich zwischen sechs und 22 Fällen. 

Aufgrund einer Umstellung in der Erfassungsmethode sind die Einkommensdaten 
vor und ab 2008 nicht vergleichbar.2 Zur besseren zeitlichen Vergleichbarkeit prä-
sentieren wir sämtliche monetären Größen inflationsbereinigt in Preisen des Jah-
res 2024, basierend auf dem Verbraucherpreisindex 2010 der Statistik Austria (Sta-
tistik Austria 2025c). 

4.  Ergebnisse

4.1  Wien 

In diesem Abschnitt analysieren wir die Rolle des sozialen Wohnbaus für die 
Wohnsituation in Wien. Dabei betrachten wir zunächst die Entwicklung der Wohn-
kosten sowie des Haushaltsnettoeinkommens – aufgeschlüsselt nach den drei oben 
genannten Mietsegmenten. Beide Komponenten bestimmen die Wohnkostenbelas-
tung, die wir im Anschluss untersuchen. Hierfür analysieren wir einerseits die 
durchschnittliche Wohnkostenbelastung und andererseits zwei Überbelastungs-
quoten von 25 % und 40 %. Abschließend widmen wir uns der subjektiven Wohnzu-
friedenheit und vergleichen die Ergebnisse mit den vorigen Ergebnissen zur ob-
jektiven Wohnsituation.

4.1.1  Wohnkosten

Die höchsten monatlichen Wohnkosten haben Haushalte in privaten Mietwohnun-
gen, gefolgt von GBV-Wohnungen und Gemeindewohnungen (linke Grafik in Ab-
bildung 1). Im aktuellen Zeitraum 2022–2024 betrugen die preisbereinigten Wohn-
kosten im privaten Segment 1.070 Euro pro Monat, in GBV-Wohnungen 943 Euro 
und in Gemeindebauten 743 Euro. Ein sehr ähnliches Muster zeigt sich, wenn man 

2	 Wegen einer gesetzlichen Regelung wurden ab 2012 Verwaltungsdaten in die Erhebung des EU-SILC 
integriert. Die Ergebnisse für die Jahre 2008 bis 2011 wurden auf Basis dieser Daten rückwirkend 
angepasst. Für eine detailliertere Beschreibung siehe Statistik Austria (2014).
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alternativ die Median-Wohnkosten (Abbildung A1 im Anhang) oder die Wohnkos-
ten pro Quadratmeter Wohnfläche (Abbildung A2 im Anhang) betrachtet.3

Im zeitlichen Verlauf (rechte Grafik in Abbildung 1) zeigt sich, dass die Wohnkos-
ten im privaten Mietsegment deutlich stärker gestiegen sind als im sozialen Wohn-
bau – nämlich um 15,8 % gegenüber 4,2 % im GBV-Segment und 1,9 % im Gemeinde-
bau. Seit 2018 stagnieren die Wohnkosten im privaten Mietsektor jedoch.

Ein Grund für den markanten Anstieg der preisbereinigten Wohnkosten im priva-
ten Segment dürfte unter anderem der starke Anstieg der Bodenpreise sein: +124 % 
zwischen 2010 und 2019 (Baron et al. 2021). Neben den höheren Baukosten, die sich 
auf dem unregulierten Mietmarkt häufig direkt in höheren Nettomieten nieder-
schlagen, wirken sich die steigenden Bodenpreise auch im regulierten privaten 
Mietsegment des Altbaus aus. So sind die Lagezuschläge bei den Richtwertmieten 
in den letzten Jahren deutlich angestiegen (siehe Abschnitt 2.2.2).

Abbildung 1: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten in Wien nach 
Mietsegmenten

Anmerkung: Die linke Grafik zeigt die inflationsbereinigten durchschnittlichen monatlichen Wohnkosten 
in Preisen von 2024 sowie die zugehörigen 95-%-Konfidenzintervalle nach Mietsegmenten. Die rechte Gra-
fik stellt die Entwicklung der Wohnkosten dar, indexiert auf den Zeitraum 2010–2012. Die Daten wurden 
auf Haushaltsebene ausgewertet und sind gewichtet. 
Lesebeispiel: Die Wohnkosten im privaten Mietsegment betrugen im Zeitraum 2022–2024 1.070 Euro. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

3	 Wobei die Wohnkosten pro Quadratmeter Wohnfläche beim GBV näher am Gemeindebau liegen 
(siehe Abbildung A2 im Anhang).
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4.1.2  Einkommen

Haushalte in GBV-Wohnungen und in Wohnungen des privaten Wohnungsmark-
tes haben ähnlich hohe Einkommen, während Haushalte in Gemeindewohnungen 
deutlich niedrigere Einkommen beziehen (linke Grafik in Abbildung 2). Im aktu-
ellen Zeitraum 2022–2024 lagen die real verfügbaren monatlichen Haushaltsein-
kommen im GBV-Segment mit 4.966 Euro leicht über jenen im privaten Mietseg-
ment mit 4.635 Euro, wobei die statistischen Unsicherheitsbereiche der beiden 
Gruppen deutlich überlappen. Die Einkommen der Haushalte im Gemeindebau be-
liefen sich auf 3.687 Euro und damit knapp 1.000 Euro unter denen im privaten 
Segment. Betrachtet man die Medianeinkommen, zeigen sich ausgeprägtere Unter-
schiede zwischen dem privaten Mietmarkt sowie den GBV- und Gemeindebauwoh-
nungen (Abbildung A3 im Anhang). 

Die rechte Grafik in Abbildung 2 zeigt im Zeitverlauf deutliche Schwankungen der 
Haushaltsnettoeinkommen, insbesondere im privaten Mietsegment und im Ge-
meindebau. Während die real verfügbaren Einkommen von Haushalten in privater 
Miete bis zum Zeitraum 2016–2018 um etwa 8 % zunahmen, liegen sie im jüngsten 
Zeitraum 2022–2024 wieder auf dem Niveau des Anfangszeitraums. Im Gemein-
debau hingegen stiegen die Einkommen zunächst leicht im Zeitraum 2019–2021, 
sanken dann jedoch im aktuellsten Zeitraum um 6,1 % gegenüber dem Anfangszeit-
raum. Die Tatsache, dass in allen Mietsegmenten im Zeitraum 2022–2024 die re-
al verfügbaren Einkommen zurückgingen, ist auf die hohe Inflation während der 
Energiekrise 2022–2023 zurückzuführen. In diesen Jahren stiegen insbesondere 
die Preise für Energie, Wohnen und Grundnahrungsmittel stark an, wodurch sich 
die Kaufkraft aller Haushalte verringerte. 

Allerdings erklärt die Inflation nur den generellen Rückgang der Einkommen, 
nicht jedoch den deutlich stärkeren Rückgang im Gemeindebau, der in der linken 
Grafik zwischen den Zeiträumen 2019–2021 und 2022–2024 sichtbar wird. Hier 
kam es zu erheblich höheren realen Einkommensverlusten von 11,6 %. Demgegen-
über fielen die realen Einbußen im GBV- und im privaten Mietsegment mit 4,1 % 
bzw. 4,8 % deutlich geringer aus (berechnet anhand der anteiligen realen Einkom-
mensveränderungen zwischen den beiden jüngsten Zeiträumen der linken Grafik).

Weiterführende Analysen zeigen, dass sich die soziodemografische Zusammen-
setzung der Haushalte im Gemeindebau – insbesondere hinsichtlich Erwerbs-
status und Bildungsniveau – zwischen diesen Zeiträumen nicht substanziell ver-
ändert hat und daher den stärkeren Einkommensrückgang nicht erklären kann. 
Plausibler erscheint vielmehr eine zeitliche Verzögerung bei der Anpassung von 
Sozialleistungen an die hohe Inflation: Die automatische Anpassung der Sozial-
leistungen an die Inflationsentwicklung erfolgte erst im Jahr 2023. Infolge dieser 
verzögerten Valorisierung kam es zu einer realen Entwertung der Leistungen. Da 
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im Gemeindebau im Vergleich zu den anderen Mietsegmenten ein höherer Anteil 
an Sozialleistungsempfänger:innen wohnt (Angel/Mundt 2024), sind die realen 
Einkommensverluste in diesem Segment besonders hoch (Sturn 2024).

Abbildung 2: Durchschnittliche monatliche Haushaltsnettoeinkommen in Wien 
nach Mietsegmenten

Anmerkung: Die linke Grafik zeigt die inflationsbereinigten durchschnittlichen monatlichen Haushalts-
nettoeinkommen in Preisen von 2024 sowie die zugehörigen 95-%-Konfidenzintervalle nach Mietsegmen-
ten. Die rechte Grafik stellt die Entwicklung der Einkommen dar, indexiert auf den Zeitraum 2010–2012. 
Die Daten wurden auf Haushaltsebene ausgewertet und sind gewichtet. 
Lesebeispiel: Die monatlichen Haushaltsnettoeinkommen im Gemeindebau betrugen im Zeitraum 
2022–2024 durchschnittlich 3.687 Euro. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

4.1.3  Wohnkostenbelastung

Die Wohnkostenbelastung errechnet sich aus dem Anteil des Haushaltseinkom-
mens, der für Wohnkosten ausgegeben wird.4 Die linke Grafik in Abbildung 3 zeigt, 
dass die Wohnkostenbelastung im Zeitraum 2022–2024 im privaten Wohnungs-
markt 28,5 % betrug und damit um 5 Prozentpunkte über jener in GBV-Wohnungen 
(23,5 %) lag. Dieser Unterschied deckt sich mit den höheren Wohnkosten privater 

4	 Da die Wohnkostenbelastung auf Ebene einzelner Haushalte bestimmt und anschließend gemittelt 
und gewichtet wird, können die ausgewiesenen Durchschnittswerte von einem einfachen Verhältnis 
aus durchschnittlichen Wohnkosten und durchschnittlichen Haushaltseinkommen deutlich abwei-
chen. So ergibt sich für die privaten Miethaushalte im Zeitraum 2010–2012 beispielsweise eine durch-
schnittliche Wohnkostenbelastung von 27,3 % auf Haushaltsebene, während ein einfacher Bruch aus 
den jeweiligen Durchschnittswerten lediglich eine Belastung von 20,1 % ergeben würde. 
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Haushalte in den späteren Zeiträumen (siehe Abschnitt 4.1.1) und den höheren Net-
tohaushaltseinkommen in den früheren Zeiträumen (siehe Abschnitt 4.1.2).

Der Gemeindebau liegt mit 26,1 % im Zeitraum 2022–2024 zwischen beiden ande-
ren Segmenten und unterscheidet sich statistisch nicht signifikant von ihnen. In 
den vorherigen Zeiträumen lag die Wohnkostenbelastung jedoch weitgehend auf 
dem Niveau des GBV-Segments. Der jüngste Anstieg wird in der rechten Grafik von 
Abbildung 3 besonders deutlich: Im Zeitraum 2022–2024 liegt die Wohnkostenbe-
lastung im Gemeindebau um 12 % über dem Basiszeitraum 2010–2012. Da sich die 
Wohnkosten im Gemeindebau im aktuellen Zeitraum eher verringert haben (siehe 
Abschnitt 4.1.1), lässt sich dieser Anstieg auf die deutlichen realen Einkommensver-
luste zurückführen (siehe Abschnitt 4.1.2).

Auch im privaten Mietsegment bzw. im GBV-Segment kam es zu höheren Belastun-
gen, die um 4,2 % bzw. 4,4 % über den Werten des Basiszeitraums liegen. Dies ent-
spricht in etwa den realen Einkommensverlusten von 4,8  % bzw. 4,1  % zwischen 
dem vorletzten und dem aktuellen Zeitraum (siehe Abschnitt 4.1.2).

Abbildung 3: Wohnkostenbelastung in Wien nach Mietsegmenten

Anmerkung: Die linke Grafik zeigt die durchschnittliche Wohnkostenbelastung sowie die zugehörigen 
95-%-Konfidenzintervalle nach Mietsegmenten. Die rechte Grafik stellt die Entwicklung der Wohnkosten-
belastung dar, indexiert auf den Zeitraum 2010–2012. Die Wohnkostenbelastung bezeichnet den Anteil 
des Haushaltsnettoeinkommens, der für Wohnkosten aufgewendet wird. Die Daten wurden auf Haus-
haltsebene ausgewertet und sind gewichtet. 
Lesebeispiel: Die Wohnkostenbelastung betrug im privaten Mietsegment im Zeitraum 2022–2024 28,5 %. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

Neben der durchschnittlichen Wohnkostenbelastung ist eine weitere wichtige 
Kenngröße der Wohnsituation, wie viele Haushalte bestimmte Schwellenwerte 
überschreiten, die auf eine besonders hohe Belastung hinweisen. Die linke Grafik 
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in Abbildung 4 zeigt den Anteil der Haushalte pro Mietsegment, die mehr als 25 % 
ihres Einkommens für Wohnkosten aufwenden. Das Muster entspricht weitge-
hend den Ergebnissen zur durchschnittlichen Wohnkostenbelastung: Der priva-
te Wohnungsmarkt weist den höchsten Anteil an Haushalten mit einer Belastung 
von über 25 % auf (2022–2024: 51,8 %), während dieser im GBV-Segment am nied-
rigsten ist (32,8 %). Die Gemeindebauten liegen erneut zwischen beiden Segmen-
ten  – sie unterscheiden sich allerdings nun statistisch signifikant vom privaten 
Mietsegment. Auch hier ist im Zeitraum 2022–2024 ein deutlicher Anstieg zu er-
kennen, der mit den zuvor beschriebenen Entwicklungen der durchschnittlichen 
Belastung übereinstimmt.

Die rechte Grafik in Abbildung 4 zeigt den Anteil der Haushalte pro Mietsegment, 
die eine Wohnkostenbelastung von mehr als 40 % tragen – ein Wert, der internatio-
nal als Überbelastung gilt (Eurostat 2025). Auch hier ergibt sich das bekannte Mus-
ter: Im Zeitraum 2022–2024 waren 17,8 % der Haushalte im privaten Mietsegment 
überbelastet, gegenüber 8,7 % im GBV-Segment. Der Gemeindebau lag bis zum Zeit-
raum 2019–2021 etwa auf dem Niveau des GBV, verzeichnet aber im jüngsten Zeit-
raum aufgrund der deutlichen Einkommensverluste einen Anstieg von 8,9 % auf 
14,2 %.

Abbildung 4: Anteile mit Wohnkostenbelastung von über 25 % und über 40 % in 
Wien nach Mietsegmenten

Anmerkung: Anteil der Personen, die eine Wohnkostenbelastung von 25 % oder mehr (linke Grafik) bzw. 
40 % oder mehr (rechte Grafik) haben, sowie die zugehörigen 95-%-Konfidenzintervalle nach Mietsegmen-
ten. Die Wohnkostenbelastung bezeichnet den Anteil des Haushaltsnettoeinkommens, der für Wohnkos-
ten aufgewendet wird. Die Daten wurden auf Haushaltsebene ausgewertet und sind gewichtet. 
Lesebeispiel: Im Zeitraum 2022–2024 hatten im privaten Mietsegment 51,8 % der Haushalte eine 
Wohnkostenbelastung von über 25 % und 17,8 % eine Belastung von mehr als 40 % ihres Nettohaushalts
einkommens. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 
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4.1.4  Wohnzufriedenheit

In diesem Abschnitt analysieren wir die subjektive Wohnzufriedenheit und prü-
fen, inwieweit sich die subjektive Wahrnehmung der eigenen Wohnsituation mit 
den zuvor dargestellten objektiven Indikatoren deckt. 

Abbildung 5 zeigt dabei ein Muster, das jenem der Wohnkostenbelastung stark äh-
nelt. Haushalte in GBV-Wohnungen weisen nicht nur die geringste Wohnkostenbe-
lastung auf, sondern zugleich auch die höchste Wohnzufriedenheit. Im Zeitraum 
2022–2024 lag die durchschnittliche Wohnzufriedenheit in diesem Segment bei 8,1 
Punkten. Im privaten Mietsegment fiel sie mit 7,4 Punkten niedriger aus und lag – 
mit Ausnahme des aktuellen Zeitraums – auf einem statistisch nicht unterscheid-
baren Niveau wie im Gemeindebau. 

Abbildung 5: Wohnzufriedenheit in Wien nach Mietsegmenten

Anmerkung: Durchschnittliche subjektive Wohnzufriedenheit und 95-%-Konfidenzintervalle. Die subjek-
tive Wohnzufriedenheit wird auf einer Skala von 0 („Überhaupt nicht zufrieden“) bis 10 („Vollkommen 
zufrieden“) gemessen. Die Daten wurden auf Personenebene ausgewertet und sind gewichtet.
Lesebeispiel: Die subjektive Wohnzufriedenheit lag bei Personen in GBV-Wohnungen im Zeitraum 
2022–2024 bei 8,1 Punkten. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die höheren Mieten im privaten Segment – etwa in-
folge intensiverer Investitionen in die Sanierung des Altbaubestands5 – nicht mit 
einer höheren subjektiv wahrgenommenen Wohnzufriedenheit verbunden sind, 

5	 Vertragsbefristungen bei Altbaumieten ermöglichen es Vermieter:innen, in regelmäßigen 
Abständen potenzielle Mietertragslücken auszunutzen. Der Anteil neu aufgesetzter Mietverträgen 
betrug zwischen 2010 und 2020 rund 55 % aller regulierten Mietverträge (Kadi 2024). Die Strategie 
des Erschließens von Mietertragslücken hat in den vergangenen Jahren zu umfangreichen 
Investitionen in die Bausubstanz geführt (Kadi/Verlič 2019b). 
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die die stärkere finanzielle Belastung kompensieren würde. Demgegenüber ver-
weist die hohe Wohnzufriedenheit in GBV-Wohnungen, insbesondere im Neubau 
mit überdurchschnittlicher Ausstattung (Mundt 2018), auf ein hohes Qualitätsni-
veau in diesem Segment. Haushalte im Gemeindebau, der überwiegend einen älte-
ren Wohnungsbestand aufweist (Kadi 2015), berichten hingegen von einer deutlich 
geringeren subjektiven Wohnzufriedenheit als jene in GBV-Wohnungen. Dies deu-
tet auf Unterschiede in der Wohnqualität innerhalb des sozialen Wohnbaus hin, 
die auch mit einkommensbezogenen Selektionsmechanismen zusammenhängen 
können: Haushalte im GBV verfügen durchschnittliche über höhere Einkommen 
(siehe Abschnitt 4.1.2), und die erforderlichen Finanzierungsbeiträge begünstigen 
einkommensstärkere Haushalte.

4.1.5  Zusammenfassung 

Die Ergebnisse zeigen, dass der soziale Wohnbau insgesamt mit einer günstigeren 
Wohnsituation verbunden ist als der private Mietmarkt. Die Wohnkosten liegen 
im privaten Segment durchgängig am höchsten und steigen dort im Zeitverlauf am 
stärksten, während GBV- und Gemeindebauwohnungen deutlich niedrigere und 
stabilere Wohnkosten aufweisen. Gleichzeitig unterscheiden sich die Einkom-
mensniveaus zwischen den Segmenten: Haushalte im GBV- und im privaten Miet-
segment verfügen über ähnliche Einkommen, während Haushalte im Gemeinde-
bau deutlich niedrigere Einkommen haben.

Vor diesem Hintergrund zeigen sich im Sozialbau insgesamt geringere Wohnkos-
tenbelastungen und niedrigere Überbelastungsquoten als im privaten Segment. 
Besonders günstig schneidet das GBV-Segment ab, das sowohl von moderaten 
Wohnkosten als auch von vergleichsweise hohen Einkommen profitiert. Der Ge-
meindebau lag bis zum Zeitraum 2019–2021 auf einem ähnlichen Belastungsniveau 
verzeichnet jedoch im jüngsten Zeitraum einen spürbaren Anstieg der Belastung, 
der vor allem auf substanzielle reale Einkommensverluste zurückzuführen ist.

Auch hinsichtlich der subjektiven Wohnzufriedenheit zeigt der Sozialbau Vorteile: 
Die Zufriedenheit ist im GBV am höchsten, während das private Segment durchge-
hend darunter liegt. Die Werte im Gemeindebau liegen in den meisten Zeiträumen 
in etwa auf dem Niveau des privaten Segments. 

4.2  Internationaler Vergleich 

In diesem Abschnitt analysieren wir die Wohnsituation in Wien im Vergleich zu 
zwei anderen europäischen Großstädten – Berlin und Hamburg. Als Datengrund-
lage für diese beiden deutschen Städte verwenden wir das Sozio-oekonomische 
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Panel (SOEP).6 Analog zum Vorgehen für Wien werden die SOEP-Daten über drei 
Jahre gepoolt, um Verzerrungen durch geringe jährliche Fallzahlen zu reduzieren 
und die Vergleichbarkeit mit Wien sicherzustellen. Da das aktuellste verfügbare 
SOEP-Jahr 2023 ist, werden für alle drei Städte die Jahre 2021–2023 berücksichtigt.

Ein Vergleich mit amtlichen Statistikdaten sowie mit Ergebnissen des Mikrozen-
sus zeigt, dass die SOEP-Stichproben für Hamburg und Berlin hinsichtlich zentra-
ler soziodemografischer Merkmale und der Wohnfläche gut mit der Grundgesamt-
heit übereinstimmen. Einzige Ausnahme bildet der höhere Anteil höher gebildeter 
Personen in beiden Stichproben (siehe Tabelle B2 im Anhang).

Abbildung 6: Anteil von Mietwohnungen und Sozialwohnungen an allen Wohnun-
gen in Berlin, Hamburg und Wien

Anmerkung: Anteile von Mietwohnungen im Jahr 2021 sowie von mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungen (Deutschland) sowie Gemeindebauten und GBV-Wohnungen (Wien) im Jahr 2022 am gesam-
ten Wohnungsbestand. 

Quelle: Eurostat, Zensus 2021 (cens_21dwbo_r2); Statistik Nord (2025); Investitionsbank Berlin (2023); 
Amann et al. (2023); eigene Berechnungen.

Hamburg und Berlin wurden als Vergleichsstädte ausgewählt, weil sie Wien hin-
sichtlich ihres hohen Anteils an Mietwohnungen ähneln, sich jedoch zugleich 
deutlich in ihren wohnungspolitischen Ansätzen unterscheiden. Ein zentrales 
Merkmal des Wiener Wohnungsmarkts ist sein außergewöhnlich großer Sozial-
wohnungsbestand, der als wichtiger Indikator für den Umfang staatlicher Regu-
lierung gelten kann. Hamburg und Berlin hingegen verfügen über deutlich kleine-
re kommunale Bestände und eine weniger umfassende Wohnbauförderung, sodass 
ihre Wohnungsangebote stärker von privaten und gewerblichen Vermieter:innen 
geprägt sind. 

6	 Eine Beschreibung des SOEP-Datensatzes und der verwendeten Variablen findet sich im Anhang B. 
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Abbildung 6 verdeutlicht sowohl die Ähnlichkeiten als auch die Unterschiede zwi-
schen den drei Städten. Alle verfügen über einen hohen Anteil an Mietwohnungen 
von etwa vier Fünfteln. Hamburg und Wien weisen hierbei nahezu identische Miet-
wohnungsanteile von rund 79 % auf, während Berlin mit etwa 84 % sogar noch et-
was darüber liegt. Deutlich unterscheiden sich jedoch die Sozialwohnungsanteile: 
In Berlin und Hamburg liegen sie lediglich bei etwa 6 % bzw. 8 %, während Wien mit 
43 % einen außergewöhnlich hohen Anteil am Gesamtwohnungsbestand aufweist.

Im Folgenden beschreiben wir die Unterschiede in der Struktur des Sozialbaus in 
Berlin und Hamburg im Vergleich zu Wien und analysieren die Wohnkostenbelas-
tung sowie die Wohnzufriedenheit in den drei Städten. Abschließend ziehen wir 
ein Zwischenfazit darüber, inwiefern die Ergebnisse auf Unterschiede im Anteil 
des Sozialbaus zurückgeführt werden können.

4.2.1  Sozialbau in Berlin und Hamburg im Vergleich zu Wien

Sozialwohnungen in Berlin und Hamburg sind durch Mietpreis- und Belegungs-
bindung gekennzeichnet, wobei der gebundene Bestand in beiden Städten rechtlich 
unterschiedlich weit gefasst ist (Leutner 2021). Sobald die Bindung ausläuft, gehen 
die Wohnungen in den freien Wohnungsmarkt über. Für den Bezug einer Sozial-
wohnung ist in der Regel ein Wohnberechtigungsschein erforderlich, der an ge-
wisse Einkommensgrenzen gekoppelt ist (Bodelschwingh et al. 2021). In Hamburg 
werden Sozialwohnungen über drei unterschiedliche Förderwege vergeben, die je-
weils auf verschiedene Zielgruppen mit unterschiedlichen Einkommen ausgerich-
tet sind.7 In Berlin wird ebenfalls zwischen drei Einkommensgrenzen unterschie-
den, wobei Haushalte bis zu 220 % der Bundeseinkommensgrenze nach § 9 Abs. 2 
Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) einen Zugang zu geförderten Wohnungen 
haben. Die Basis bildet die reguläre Einkommensgrenze, auf die Zuschläge verrech-
net werden, sodass sich Einkommensgrenzen von 140 %, 180 % und 220 % der Bun-
deseinkommensgrenze ergeben (Investitionsbank Berlin 2024).8 

Für die Bereitstellung von sozialverträglichen Mietpreisen sind gemeinwohlori-
entierte Wohnangebote in beiden Städten von zentraler Bedeutung. Dazu zählen 

7	 Der 1. Förderweg, der den überwiegenden Teil des Sozialwohnungsbestands umfasst, sieht 
Einkommensobergrenzen von 19.200 Euro netto pro Jahr für Alleinstehende vor. Für 
Zweipersonenhaushalte liegt die Grenze bei 28.800 Euro netto, mit Zuschlägen von rund 8.100 Euro 
für jede weitere Person. Im 2. Förderweg, der auf Haushalte mit mittleren Einkommen ausgerich-
tet ist, gelten höhere Einkommensgrenzen: 24.000 Euro netto pro Jahr für Alleinstehende und 
36.000 Euro netto für Zweipersonenhaushalte. Für zusätzliche Haushaltsmitglieder erhöht sich die 
Einkommensgrenze jeweils um etwa 12.200 Euro netto. Seit 2024 ergänzt ein 3. Förderweg das System, 
der auf mittlere Einkommensgruppen abzielt. Hier liegt die zulässige Nettojahreseinkommensgrenze 
bei 28.800 Euro für Alleinstehende und bei 43.200 Euro für Zweipersonenhaushalte, mit entspre-
chenden Erhöhungen für weitere Personen (FHH 2025). 

8	 Für einen Einpersonenhaushalt liegt die zulässige jährliche Einkommensgrenze bei 16.800 Euro 
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auch ungebundene Wohnungen, die von städtischen Wohnungsunternehmen und 
Genossenschaften bereitgestellt werden (Investitionsbank Berlin 2024). Im Gegen-
satz zu Österreich werden Genossenschaften und andere gemeinnützige Bauträger 
in Deutschland jedoch nicht dem Sozialwohnungsbestand zugerechnet. Für Wien 
werden sie einbezogen, da sie aufgrund des WGG strukturell dem sozialen Sek-
tor zugeordnet sind und dauerhaft nach dem Kostendeckungsprinzip wirtschaf-
ten. In Deutschland ist die rechtliche Grundlage für eine vergleichbare dauerhaf-
te Gemeinnützigkeit von Wohnungsgenossenschaften seit Ende der 1980er-Jahre 
weitgehend entfallen (Baron et al. 2021). Entsprechend orientieren sich Hambur-
ger Genossenschaften am Mietenspiegel und erhöhen ihre Mieten teilweise über 
der Anstiegsrate der Verbraucherpreise (Prill 2023).

Die hohen Unterschiede im Sozialwohnungsbestand zwischen Wien und den bei-
den deutschen Städten haben historische Ursachen: In Österreich basiert das 
Wohnpolitiksystem traditionell auf der Objektförderung, also der direkten Unter-
stützung von Bauvorhaben, und weniger auf Subjektförderungen in Form von Zu-
schüssen an Haushalte. Dieses Modell verfolgte historisch das Ziel, breite Bevöl-
kerungsschichten am Wohlstand und an sozialer Sicherheit teilhaben zu lassen, 
anstatt ausschließlich besonders vulnerable Gruppen zu adressieren (Reinprecht 
2017).

Das Berliner Modell der Wohnungspolitik verstand Sozialwohnungen hingegen 
lange als provisorisches Instrument, das temporäre Marktungleichgewichte aus-
gleichen sollte. Entsprechend waren Mietpreis- und Sozialbindungen nur für ei-
ne befristete Dauer vorgesehen. In der Folge ist der Bestand an Sozialwohnungen 
drastisch zurückgegangen: Zwischen 1990 und 2018 schrumpfte er um rund 70 % 
auf etwa 100.000 Einheiten (Marquardt/Glaser 2023). Auch Hamburg folgt dem 
deutschen Modell der befristeten Förderung nach dem WoFG. Aktuelle Zahlen ver-
deutlichen, dass der absolute Bestand kontinuierlich abnimmt und im Jahr 2024 bei 
knapp unter 80.000 Wohnungen lag (FHH 2024).  

Neben dem Bestand an Sozialwohnungen variieren auch die Einkommensgrenzen 
und damit der Kreis der Anspruchsberechtigten zwischen den Städten erheblich. 
In Wien ermöglichen die vergleichsweise hohen Einkommensgrenzen theoretisch 
rund 80  % der Bevölkerung den Zugang zu Gemeindewohnungen oder geförder-
ten Mietwohnungen (Reinprecht 2017). Demgegenüber haben in Hamburg auf-
grund deutlich niedrigerer Einkommensgrenzen nur etwa 39 % der Bevölkerung 
Anspruch auf eine Sozialwohnung im ersten Förderweg (Bahls 2023), während in 

(140 %), 21.600 Euro (180 %) bzw. 26.400 Euro (220 %). Für Zweipersonenhaushalte gelten entspre-
chende Grenzen von 25.200 Euro, 32.400 Euro und 39.600 Euro netto pro Jahr. Zusätzlich werden 
Kinderzuschläge berücksichtigt, die je nach Einkommensstufe 700 Euro, 900 Euro bzw. 1.100 Euro 
pro Kind betragen (Investitionsbank Berlin 2024).
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Berlin im Rahmen der ersten Einkommensgrenze rund 27 % der Haushalte als an-
spruchsberechtigt gelten (Investitionsbank Berlin 2024). 

4.2.2  Wohnkostenbelastung 

Abbildung 7 zeigt deutliche Unterschiede in der Wohnkostenbelastung zwischen 
den drei Städten. Sowohl bei einer Belastungsgrenze von über 25  % als auch bei 
über 40 % des Nettohaushaltseinkommens sind Berliner und Hamburger Haushal-
te deutlich stärker betroffen als Haushalte in Wien. 

Abbildung 7: Anteile der Wohnkostenbelastung mit Schwellenwerten in Berlin, 
Hamburg und Wien

Anmerkung: Anteil der Haushalte mit Wohnkostenbelastung > 25 % sowie > 40 % und 95-%-Konfidenzinter-
valle, gewichtet. Gepooltes Sample für die Jahre 2021–2023. Die Wohnkostenbelastung bezeichnet den 
Anteil des Nettohaushaltseinkommens, der für Wohnkosten aufgewendet wird. Die Daten wurden auf 
Haushaltsebene ausgewertet und sind gewichtet. 
Lesebeispiel: In den Jahren 2021–2023 hatten in Berlin 67,9 % der Haushalte eine Wohnkostenbelastung 
von über 25 % und 32,0 % eine Belastung von mehr als 40 % ihres Nettohaushaltseinkommens.

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC und SOEP-Core v40.w1; eigene Berechnungen. 

Für die Schwelle von 25 % zeigt sich, dass rund 68 % der Berliner und 69 % der Ham-
burger Haushalte mehr als ein Viertel ihres Einkommens für Wohnkosten aufwen-
den müssen. In Wien liegt dieser Anteil mit 42,4 % hingegen deutlich niedriger. Ein 
ähnliches Muster zeigt sich bei der höheren Belastungsgrenze von über 40 %: In 
Berlin erreichen 32,0 % der Haushalte diesen Wert, in Hamburg 34,1 %, während 
in Wien lediglich 13,4 % der Haushalte entsprechend stark belastet sind. Die Unter-
schiede sind somit erheblich und die weit auseinander liegenden 95-%-Konfidenz-
intervalle zeigen, dass sie statistisch klar voneinander abgegrenzt sind. 
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Abbildungen A4 und A5 im Anhang zeigen, dass Wiener Miethaushalte im Durch-
schnitt sowohl niedrigere Einkommen als auch geringere Wohnkosten aufweisen 
als Haushalte in Hamburg und Berlin. Die Unterschiede bei den Wohnkosten sind 
dabei besonders ausgeprägt und treiben somit die Unterschiede in der Wohnkos-
tenbelastung stärker als die Einkommensunterschiede.

4.2.3  Wohnzufriedenheit 

Wie bereits bei der Wohnkostenbelastung zeigen sich auch in der subjektiven 
Wohnzufriedenheit deutliche Unterschiede zwischen Wien auf der einen sowie 
Hamburg und Berlin auf der anderen Seite (vgl. Abbildung 8). Berlin weist mit ei-
nem Mittelwert von 6,1 von 10 Punkten die niedrigste durchschnittliche Wohnzu-
friedenheit auf, während Hamburg mit 6,6 etwas höhere Werte erreicht. Die Konfi-
denzintervalle dieser beiden Städte überschneiden sich jedoch deutlich. Wien hebt 
sich hingegen klar von beiden deutschen Städten ab: Mit einem Mittelwert von 7,6 
liegt die durchschnittliche Wohnzufriedenheit dort deutlich höher. 

Abbildung 8: Wohnzufriedenheit in Berlin, Hamburg und Wien

Anmerkung: Durchschnittliche subjektive Wohnzufriedenheit der Personen in Miethaushalten auf einer 
Skala von 0 (SILC: „Überhaupt nicht zufrieden“; SOEP: „Ganz und gar unzufrieden“) bis 10 (SILC: „Vollkom-
men zufrieden“; SOEP: „Ganz und gar zufrieden“). Gepooltes Sample für die Jahre 2021–2023. Die Daten 
wurden auf Personenebene ausgewertet und sind gewichtet.
Lesebeispiel: In den Jahren 2021–2023 bewerteten die Hamburger Mieter:innen ihre Wohnzufriedenheit 
im Durchschnitt mit 6,6 von 10 Punkten. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC und SOEP-Core v40.1; eigene Berechnungen. 

Die beobachteten Unterschiede in der Wohnzufriedenheit stehen im Einklang mit 
den Unterschieden in der Wohnkostenbelastung. Während Wien durch geringere 
Belastungen und eine höhere Wohnzufriedenheit gekennzeichnet ist, sind die hö-
heren Wohnkostenbelastungen in Berlin und Hamburg mit niedrigeren Zufrieden-
heitswerten verbunden.
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4.2.4  Zusammenfassung 

Die Analysen zeigen, dass Berlin und Hamburg, die über vergleichsweise gerin-
ge Sozialwohnungsanteile verfügen, hinsichtlich der Wohnkostenbelastung und 
der Wohnzufriedenheit ungünstigere Ergebnisse aufweisen als Wien. Zwar las-
sen sich die Unterschiede in der Wohnsituation durch unsere deskriptiven Analy-
sen nicht kausal auf unterschiedliche wohnungspolitische Regulierungen zurück-
führen, dennoch liefern die präsentierten Ergebnisse erste empirische Hinweise 
darauf, dass der deutlich größere Sozialwohnungsbestand in Wien zur Entlastung 
des Wohnungsmarkts beitragen könnte.

Diese Interpretation wird durch die in Tabelle 4 dargestellten Zahlen untermau-
ert: Trotz seines hohen Sozialwohnungsanteils verfügt Wien – relativ zur Zahl der 
Haushalte – nicht über mehr Wohnungen als Berlin oder Hamburg. Dies spricht 
gegen die Annahme, dass der geringere Mietdruck in Wien allein auf ein größe-
res Wohnungsangebot zurückzuführen ist. Auch Bevölkerungsdichte und Bevöl-
kerungswachstum liefern keine Hinweise auf eine geringere Wohnungsnachfra-
ge: Beide Kennzahlen liegen in Wien sogar höher, was vielmehr auf eine stärkere 
Nachfrage und damit potenziell höheren Preisdruck hindeuten würde.

Tabelle 4: Wohnungsmarkt und sozioökonomische Merkmale – Wien, Hamburg, 
Berlin 

Berlin Hamburg Wien

Anzahl an Haushalten 1.953.700 984.500 977.400

Anzahl an Wohnungen 1.940.845 947.873 926.780

Bevölkerungsdichte – Personen pro km² 4.312 2.595 5.035

Bevölkerungsveränderung 2022–2023 (in %) 8,1 10,3 11,9

BIP pro Kopf (in Euro) 54.370 83.549 59.876

Anmerkung: Merkmale des Wohnungsmarkts und sozioökonomische Merkmale für Wien, Hamburg und 
Berlin. Alle Angaben beziehen sich auf das Jahr 2023, mit Ausnahme der Wohnungsanzahl, die auf dem 
Zensus 2021 basiert. 

Quelle: Eurostat, Anzahl an Haushalten (lfst_r_lfsd2hh), Anzahl an Wohnungen (cens_21dwbo_r2), Bevöl-
kerungsdichte (tgs00024), Rate der Bevölkerungsveränderung (tgs00099), BIP pro Kopf (tgs00003); eigene 
Berechnungen.

5.  Politische Implikationen 

Die im Vergleich zu deutschen Großstädten außerordentlich starke Stellung des 
nicht profitorientierten Wohnbaus in Wien ist das Ergebnis des historischen Er-
bes des „Roten Wien“ sowie einer über Jahrzehnte hinweg stabilen Bestands-
entwicklung, die in den vergangenen Jahren insbesondere durch eine hohe 
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Neubauaktivität im GBV-Segment getragen wurde (Kadi/Lilius 2022). Anders als in 
vielen deutschen Städten, in denen kommunale und gemeinnützige Wohnungsbe-
stände seit den 1990er-Jahren in erheblichem Umfang an internationale Finanzin-
vestoren veräußert wurden (Reinprecht 2017), blieb der soziale Wohnbau in Wien 
weitgehend erhalten.

Der Vergleich mit Berlin und Hamburg zeigt, dass Wien insgesamt günstiger po-
sitioniert ist als viele andere europäische Großstädte. Vieles in den vorliegenden 
Ergebnissen spricht dafür, dass diese vergleichsweise günstigere Wohnsituation 
unter anderem mit der stärkeren Regulierung des Wohnungsmarktes sowie dem 
hohen Anteil sozial gebundener Wohnungen in Zusammenhang steht. Auf dieser 
Grundlage lassen sich sowohl politische Handlungsfelder für Wien selbst als auch 
für die Großstädte Berlin und Hamburg ausmachen, wobei letztere exemplarisch 
für die Lage vieler europäischer Städte mit angespannten Wohnungsmärkten ste-
hen. Entsprechend können die für diese Städte formulierten Handlungsempfeh-
lungen auch als Orientierung für andere europäische Metropolen dienen.

1. Wien: Stärkere Regulierung des privaten Mietmarkts 
Die Analyse für Wien zeigt, dass immobilienwirtschaftlicher Aufwertungsdruck 
selbst in einer Stadt mit einem starken sozialen Wohnbau spürbar ist (Kadi et al. 
2025). Der vergleichsweise starke Kostenanstieg im privaten Mietsektor lässt sich 
insbesondere auf die steigenden Lagezuschläge sowie die zunehmende Befristung 
von Mietverträgen im Zuge mietrechtlicher Deregulierungen zurückführen (Kadi/
Verlič 2019a). Um die wachsende Belastung der Haushalte einzudämmen, sind da-
her gezielte regulatorische Reformen erforderlich. Dazu zählen eine deutliche Be-
grenzung von Lagezuschlägen wie etwa die Forderung von maximal 25 % des Richt-
werts für gute Lagen (Rosifka 2019), klar definierte Zu- und Abschläge sowie eine 
weitgehende Einschränkung der Befristungsmöglichkeiten, mit Ausnahme klar be-
gründeter Fälle wie beispielweise der frühzeitigen Anmeldung von Eigenbedarf. 

Bei illegalen Miet- und Betriebskostenzahlungen („Mietwucher“) sollten zudem 
deutlich höhere und klar durchsetzbare Sanktionen vorgesehen werden. Voraus-
setzung dafür ist eine präzisere mietrechtliche Definition dessen, was als Mietwu-
cher gilt. Analysen der Arbeiterkammer Wien zeigen, dass dahin gehende Rege-
lungen dringend erforderlich sind, um systematisch überhöhte Mieten wirksam 
zu unterbinden (Ritt/Tockner 2025).

2. Berlin und Hamburg: Sozialbau auf Dauer
Geförderte Wohnungen in Berlin und Hamburg – und in Deutschland generell – 
verfügen in der Regel über keine dauerhafte soziale Bindung. Die ursprünglichen 
Laufzeiten der Mietpreis- und Belegungsbindungen sind häufig kurz und betragen 
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teils nur rund 15 Jahre. Diese zeitlich befristeten Fördermodelle führen dazu, dass 
staatliche Mittel letztlich die Grundlage für zukünftige Verdrängungsprozesse 
schaffen können, weil die Wohnungen nach Ablauf der Bindungsfristen in das pri-
vate Mietsegment übergehen (FHH 2024). Die Entwicklung der Bestände verdeut-
licht dies: In Hamburg sank der Anteil öffentlich geförderter Wohnungen von 36 % 
im Jahr 1991 auf knapp unter 8 % im Jahr 2021 (Grubbauer/Metzger 2023). In Berlin 
wird – vor dem Hintergrund des Auslaufens des Belegungsbindungsgesetzes – pro-
gnostiziert, dass bis 2034 rund 35,2 % der Sozialmietwohnungen (Stand 2024) aus 
der Förderung fallen werden (Investitionsbank Berlin 2024). In Hamburg werden 
bis 2030 rund 29,3 % des Sozialwohnungsbestands (Stand 2025) in den ungebunde-
nen Wohnungsbestand übergehen (Statistik Nord 2025). Diese Zahlen zeigen, dass 
der soziale Wohnungsbestand in deutschen Großstädten trotz Neubauaktivitäten 
nicht nachhaltig stabilisiert werden kann, solange die Fördermodelle auf befris-
teten Sozialbindungen beruhen. Eine Sicherung langfristiger, idealerweise dauer-
hafter Sozialbindungen ist daher erforderlich.

9	 Die neue Wohnungsgemeinnützigkeit trat am 01.01.2025 in Kraft und sieht vor allem steuerliche 
Anreize für gemeinnützige Unternehmen vor (BMWSB 2025). 

3. Eine Wohnungsgemeinnützigkeit nach österreichischem Vorbild
Städte wie Berlin und Hamburg, deren Mietmärkte durch anhaltend hohe Mie-
ten und einen fortschreitenden Rückgang des Sozialwohnungsbestands stark an-
gespannt sind, könnten erheblich von einer Wohnungsgemeinnützigkeit nach 
österreichischem Vorbild profitieren (Bodelschwingh et al. 2021). Das Wiener Mo-
dell zeigt, dass ein marktrelevanter, dauerhaft regulierter und nicht gewinnorien-
tierter Sektor eine nachweisbare preisdämpfende Wirkung entfalten kann (Bana-
bak 2023b; Klien et al. 2023). Voraussetzung hierfür ist eine klare Priorisierung 
der Objektförderung. In Wien stellen gemeinnützige Bauvereinigungen zusam-
men mit der Stadt rund 43 % aller Mietwohnungen bereit. Ein vergleichbar großer, 
dauerhaft gebundener und kostendeckend wirtschaftender Sektor könnte auch 
in deutschen Großstädten erhebliche Preisentlastungen ermöglichen. Die 2024 
in Deutschland wiedereingeführte neue Wohngemeinnützigkeit9 wird von Kriti-
ker:innen unter anderem deshalb bemängelt, weil keine Investitionszuschüsse vor-
gesehen sind und bundesweit zunächst nur etwa 100 Körperschaften von der Rege-
lung profitieren können (Fuhrmann/Schreiner 2024). 

6.  Fazit

Die Studie zeigt, dass die Wohnsituation im Wiener Sozialbau insgesamt deutlich 
günstiger ausfällt als im privaten Mietsegment. Haushalte in Gemeindebau- und 
GBV-Wohnungen weisen über den gesamten Beobachtungszeitraum niedrigere 
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Wohnkosten und geringere Wohnkostenbelastungen auf. Besonders ausgeprägt 
ist dieser Vorteil im GBV-Segment, das vergleichsweise moderate Wohnkosten mit 
der höchsten subjektiven Wohnzufriedenheit verbindet. Demgegenüber spiegeln 
die höheren Belastungen im privaten Mietmarkt den allgemeinen Trend steigen-
der Wohnkosten wider, der sich zuletzt insbesondere durch rasant gestiegene La-
gezuschläge und die Praxis der Befristung von Mietverträgen verschärft hat.

Im internationalen Vergleich mit Berlin und Hamburg schneidet Wien trotz hö-
herer Bevölkerungsdichte und dynamischerer Bevölkerungsentwicklung deut-
lich günstiger ab. Während in den beiden deutschen Großstädten etwa ein Drittel 
der Miethaushalte eine Wohnkostenüberbelastung aufweist, liegt dieser Anteil in 
Wien bei rund 13 % – bei zugleich höherer durchschnittlicher Wohnzufriedenheit. 
Die konsistenten Befunde sprechen dafür, dass der große, marktrelevante Umfang 
des dauerhaft regulierten Sozialwohnungsbestands in Wien einen zentralen struk-
turellen Beitrag zur Entlastung des Mietmarkts leistet.

Die Ergebnisse legen nahe, dass wohnungspolitische Maßnahmen an mehreren 
Stellen ansetzen sollten. Für Wien erscheint insbesondere eine strengere Regulie-
rung des privaten Mietmarkts erforderlich, um den steigenden Wohnkosten und 
Belastungen wirksam zu begegnen. Für Berlin und Hamburg unterstreichen die 
Befunde hingegen die Bedeutung eines Ausbaus und einer dauerhaften Absiche-
rung des sozialen Wohnbaus als zentrales Instrument zur Begrenzung von Wohn-
kosten und Wohnkostenbelastungen. Insgesamt sprechen die Ergebnisse dafür, 
sich stärker an dauerhaft gebundenen gemeinnützigen Wohnungssegmenten nach 
österreichischem Vorbild zu orientieren, um den Wohnkostenanstieg in vielen eu-
ropäischen Großstädten langfristig zu entschärfen.

Gleichzeitig verdeutlichen die Ergebnisse, dass auch der soziale Wohnbau in Wien 
zunehmend unter Druck gerät. Knappes und teures Bauland, strenge baurechtli-
che Vorgaben sowie demografische Veränderungen – darunter die Zunahme von 
Einpersonenhaushalten und ein positives Wanderungssaldo (Reinprecht 2017) – 
erhöhen die Wohnkosten im GBV-Segment merklich. Darüber hinaus bleibt der Zu-
gang zum sozialen Wohnbau für bestimmte Bevölkerungsgruppen eingeschränkt. 
Insbesondere Neuankömmlinge und schutzbedürftige Haushalte sind aufgrund 
komplexer Vergabeverfahren, fehlender Informationen und formaler Ausschluss-
kriterien mit hohen Hürden konfrontiert (Aigner 2019; Schönhofer 2019). Vor die-
sem Hintergrund erscheint auch eine gezielte Weiterentwicklung des Wiener So-
zialbaus notwendig, die neben Investitionen in die Wohnqualität – insbesondere 
im älteren Gemeindebaubestand – auch den Abbau von Zugangshürden, flexible-
re Wohnsitzregelungen sowie transparentere und unterstützende Vergabeverfah-
ren umfasst. Eine solche Öffnung kann dazu beitragen, soziale Durchmischung zu 
fördern und die langfristige Inklusivität des Wiener Sozialbaus zu sichern und zu 
stärken.
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ANHANG

A. Tabellen und Abbildungen

Tabelle A1: Anzahl der befragten Miethaushalte und Personen in der EU-SILC-
Stichprobe für Wien

Befragungswelle Anzahl Haushalte Anzahl Personen

2010 970 1.548

2011 984 1.596

2012 992 1.573

2013 921 1.460

2014 939 1.477

2015 927 1.461

2016 965 1.520

2017 1.008 1.563

2018 1.011 1.553

2019 999 1.552

2020 1.029 1.618

2021 998 1.572

2022 936 1.436

2023 951 1.457

2024 950 1.450

Anmerkung: Anzahl der in EU-SILC befragten Haushalte und Personen in Mietwohnungen (Hauptmiete) 
in Wien.

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC.
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Abbildung A1: Mittlere monatliche Wohnkosten (Median) in Wien nach 
Mietsegmenten

Anmerkung: Mittlere monatliche Wohnkosten in Preisen von 2024, gewichtet.
Lesebeispiel: Die mittleren Wohnkosten im privaten Mietsegment betrugen im Zeitraum 2022–2024 961 
Euro. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

Abbildung A2: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten pro Quadratmeter nach 
Mietsegmenten 

Anmerkung: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten pro Quadratmeter in Preisen von 2024, gewichtet.
Lesebeispiel: Die durchschnittlichen Wohnkosten pro Quadratmeter im privaten Mietsegment betrugen 
im Zeitraum 2022–2024 15 Euro. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 
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Abbildung A3: Mittlere monatliche Haushaltsnettoeinkommen (Median) in Wien 
nach Mietsegmenten

Anmerkung: Mittlere monatliche Haushaltsnettoeinkommen in Preisen von 2024, gewichtet.
Lesebeispiel: Die mittleren monatlichen Haushaltsnettoeinkommen im privaten Mietsegment betrugen 
im Zeitraum 2022–2024 3.320 Euro. 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; eigene Berechnungen. 

Abbildung A4: Monatliches Haushaltsnettoeinkommen in Berlin, Hamburg und 
Wien

Anmerkung: Durchschnittliche monatliche Haushaltsnettoeinkommen der Miethaushalte für den Zeit-
raum 2021–2023, gewichtet.
Lesebeispiel: Das durchschnittliche monatliche Haushaltsnettoeinkommen der Miethaushalte betrug in 
Berlin im Zeitraum 2021–2023 3.646 Euro.

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; SOEP-Core v40.1; eigene Berechnungen. 
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Abbildung A5: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten in Berlin, Wien und 
Hamburg

Anmerkung: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten der Miethaushalte für den Zeitraum 2021–2023, 
gewichtet.
Lesebeispiel: Die durchschnittlichen monatlichen Wohnkosten der Miethaushalte betrugen in Hamburg 
im Zeitraum 2021–2023 1.045 Euro.

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC; SOEP-Core v40.1; eigene Berechnungen. 

6.1  B. Sozio-oekonomisches Panel

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative, multidisziplinä-
re Langzeitstudie in Deutschland, die seit 1984 jährlich rund 30.000 Personen in 
15.000 Privathaushalten befragt (DIW 2025b). Die vorliegenden Daten reichen bis 
2023 und umfassen das SOEP-Core v40.1. Die Studie deckt ein breites Themenspek-
trum ab, darunter die Wohn- und Einkommenssituation der befragten Personen 
und Haushalte (Wagner et al. 2008). Um die Vergleichbarkeit des SOEP mit EU-SILC 
bestmöglich sicherzustellen, haben wir diejenigen Variablen aus dem SOEP aus-
gewählt, die den EU-SILC-Definitionen am nächsten kommen. Zwar steht ein EU-
SILC-like-Datensatz (DIW 2025a) zur Verfügung, dieser reicht jedoch bislang nur 
bis 2020. Zudem enthält er mit der Wohnkosten-Variable (hh060) eine für die EU-
SILC-Daten bekanntermaßen ungenaue Größe, die daher nicht verwendet werden 
sollte. Aus diesem Grund haben wir im SOEP Variablen herangezogen, die den ent-
sprechenden EU-SILC-Konstruktionen so weit wie möglich entsprechen:

•	 Wohnkosten: In EU-SILC werden die Wohnkosten als eigene Variable erfasst 
und umfassen Energie-, Instandhaltungs- und Betriebskosten. Im SOEP hin-
gegen werden diese Kosten separat ausgewiesen. Daher haben wir Kaltmiete, 
Stromkosten, Heizkosten und Nebenkosten im SOEP-Datensatz zu einer Wohn-
kostenvariable zusammengefasst. Die Kosten für Gas wurden bisher nur im 
Jahr 2014 erhoben. Das bedeutet, dass die Wohnkosten im SOEP im Vergleich 
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zu EU-SILC möglicherweise unterschätzt werden. Da jedoch der weitaus größ-
te Teil des Gases in privaten Haushalten zum Heizen (inkludierte Variable) 
verwendet wird, halten wir diese Abweichung für nicht gravierend.

•	 Haushaltsnettoeinkommen: In EU-SILC umfasst das Haushaltsnettoeinkom-
men folgende Einkommenskomponenten: Bruttoeinkommen aus unselbststän-
diger Tätigkeit aller Haushaltsmitglieder bzw. Bruttoeinkommen (inkl. Ver-
luste) aus selbstständiger Tätigkeit, Sozialleistungen, Pensionen und Renten, 
Einkommen aus Vermietung und Verpachtung, Kapitaleinkommen, private 
Transfers sowie den Besitz eines Firmenwagens, abzüglich Steuern und Sozi-
alversicherungsbeiträgen. Im SOEP existiert eine vergleichbare Einkommens-
variable für das Haushaltsnettoeinkommen, mit der Einschränkung, dass kei-
ne Informationen über Firmenwagen, Krankengeld und das Einkommen von 
Personen unter 16 Jahren vorliegen. Infolgedessen wird das Einkommen im 
SOEP im Vergleich zu EU-SILC etwas unterschätzt.

•	 Wohnkostenbelastung: Die Wohnkostenbelastung berechnen wir in beiden 
Datensätzen als Quotienten von Wohnkosten und Haushaltsnettoeinkommen, 
multipliziert mit 100 %.

•	 Wohnzufriedenheit: Die Formulierung der Frage zur Wohnzufriedenheit 
weicht zwar leicht von jener in EU-SILC ab, kann jedoch als inhaltlich gleich-
wertig interpretiert werden (siehe Tabelle B1). Die Antwortskala reicht eben-
falls von 0 bis 10, wobei 10 den höchsten Grad an Zufriedenheit mit der eigenen 
Wohnsituation ausdrückt.

Tabelle B1: Verwendete Variablen aus EU-SILC und SOEP

Variable EU-SILC SOEP 

Monatliche Wohnkosten hh070, geteilt durch 12, Werte > 0 Summe aus hgrent, hgelectr, hgheat, 
hgutil (HGEN), Werte > 0

Monatliches Haushalts
nettoeinkommen

hy020, geteilt durch 12, Werte > 0 i11102 (PEQUIV), geteilt durch 12, Werte 
> 0

Wohnkostenbelastung Monatliche Wohnkosten geteilt durch monatliches Haushaltsnettoeinkommen 
multipliziert mit 100 %, Werte größer oder gleich 100 % sind ausgeschlossen.

Wohnzufriedenheit p120050

„Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer 
Wohnsituation?“ 
0: „Überhaupt nicht zufrieden“
…
10: „Vollkommen zufrieden“

plh0177

„Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer Woh-
nung?“
0: „Ganz und gar unzufrieden“
…
10: „Ganz und gar zufrieden“

Anmerkung: Verwendete Variablen aus EU-SILC und SOEP für den internationalen Vergleich. 

Quelle: Fragebögen aus EU-SILC und SOEP-Core v40.1. 
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Tabelle B2: Soziodemografische Merkmale und Wohnflächen in Hamburg und Berlin

Berlin Hamburg

Jeweilige Anteile in % Amtliche 
Statistik/MZ

SOEP Amtliche 
Statistik/MZ

SOEP

Alter: 0–24 23,8 22,4 24,8 20,1

Alter: 25–54 43,7 45,4 44,0 43,0

Alter: 55+ 32,5 32,2 31,2 37,0

Frauen 50,0 49,4 51,0 52,2

Höhere Bildung (ISCED 5–8) 39,8 48,5 32,6 41,2

Erwerbstätigenquote 79,3 74,2 78,0 77,1

Wohnfläche pro Person (in m2) 40,3 41,2 40,9 39,7

Anmerkung: Prozentuale Anteile der soziodemografischen Merkmale sowie der Wohnflächen für die ge-
poolten Jahre 2021–2023 – jeweils nach Stadt (Berlin und Hamburg) und Datensatz (amtliche Statistik bzw. 
Mikrozensus und SOEP). Grau hervorgehoben sind jene Werte, bei denen die Abweichung vom SOEP zum 
administrativen Wert mehr als 20 % beträgt. Die Daten sind auf Personenebene ausgewertet. 

Quelle: SOEP-Core v40.1, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes (Alter, Frauen), Mikrozensus (höhere 
Bildung, Erwerbstätigenquote), Fortschreibung des Wohngebäude- und Wohnungsbestandes (Wohnflä-
che). 
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